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Bebauungsplan Nr. 71 ,,An der Martinskirche”

Beschluss iiber die Anregungen zur 6ffentliche Auslegung gemaB § 3 Absatz 2
Baugesetzbuch und Satzungsbeschluss gemaB § 10 Absatz 1 Baugesetzbuch
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Anregung gemal § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch

Es wird festgestellt, dass keine Anregungen gemal3 § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch ein-
gegangen sind.

Anregungen gemalB § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch

Anrequng der Wasserversorgung Beckum GmbH
(Schreiben vom 24. Juli 2017, siehe Anlage 1 zur Vorlage)

Die Hinweise zur Trinkwasserversorgung werden zur Kenntnis genommen. In der
Planbegriindung wird die Ausfiihrung zur Trinkwasserversorgung in Kapitel 9 um die
Anschlussmdglichkeit an die Hammer StraBe beziehungsweise den Muhlenweg er-
ganzt.

Der Hinweis zur nicht erkennbaren FahrerschlieBung fir die beiden sliddstlichen Ge-
baude wird zur Kenntnis genommen. Die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sollen einer-
seits die ErschlieBung des nérdlichen allgemeinen Wohngebietes (WA1) und anderer-
seits am Ende des WA2 die Freihaltung einer Wendemdglichkeit fir Rettungs- und
Entsorgungsfahrzeuge gewahrleisten. Eine FahrerschlieBung fiir die nordostlichen
Gebaude beinhaltet das WA2 nicht.

Der Hinweis zur Loschwasserversorgung wird zur Kenntnis genommen. Die Verfiig-
barkeit der fur erforderlich erachteten Léschwassermenge von 96 com/h Uber das
Trinkwassernetz wird somit vom Versorgungstrager bestatigt. In der Planbegriindung
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wird die Ausfliihrung zur Loschwasserversorgung in Kapitel 9 um die Information zur
Verfligbarkeit mehrerer Hydranten im Umkreis von 300 m erganzt.

Anregung des Bundesamtes fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr, Referat Infral 3
(Schreiben vom 25. Juli 2017, siehe Anlage 2 zur Vorlage)

Die fur die erganzende Wohnbebauung geplanten und im Rahmen der Festsetzungen
des Bebauungsplanes fiir das WA2 festgesetzten Gebdudehdhen unterschreiten die
Hohe von 30 m deutlich (hier: 9,50 m).

Fur das nordliche WAL trifft der Bebauungsplan keine Festsetzungen zur Hohe bauli-
cher Anlagen, da fir das Kirchengebaude eine Unterschutzstellung als Baudenkmal
beabsichtigt ist. Fir das WAL ist daher von einem Erhalt der vorhandenen Gebaude-
héhen auszugehen: Kirchenschiff circa 14 m, Kirchturm circa 39 m. Da es sich hierbei
ausschlieBlich um den bereits vorhandenen Kirchturm handelt, werden keine (neuen)
Konflikte mit den Belangen der Bundeswehr gesehen.

Anregung des LWL-Archdologie fir Westfalen
(Schreiben vom 26. Juli 2017, siehe Anlage 3 zur Vorlage)

Der Anregung wird gefolgt. Der textliche Hinweis auf den Umgang im Falle archaolo-
gischer Bodenfunde wird gemaB der Anregung der LWL-Archdologie fir Westfalen
erganzt.

Anrequnqg der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 - Bergbau und Energie
(Schreiben vom 27. Juli 2017, siehe Anlage 4 zur Vorlage)

Der Hinweis darauf, dass das Plangebiet nicht Uber verliehenen Bergwerksfeldern
liegt und im Plangebiet kein Bergbau verzeichnet ist, wird zur Kenntnis genommen.
Die Planbegriindung wird in Kapitel 10.5 um diese Information erganzt.

Anreqgung des Geologischen Dienstes NRW
(Schreiben vom 27. Juli 2017, siehe Anlage 5 zur Vorlage)

Die Hinweise und Empfehlungen zum Baugrund werden zur Kenntnis genommen. Im
Rahmen der Baugenehmigungsverfahren werden die erforderlichen Baugrundunter-
suchungen durchgefihrt.

Die Hinweise zum vorsorgenden Bodenschutz werden zur Kenntnis genommen und
als textliche Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen.

Anregung des LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen
(Schreiben vom 03. August 2017, siehe Anlage 6 zur Vorlage)

Der Hinweis auf die Erforderlichkeit zur Abstimmung mit dem Referat praktische
Denkmalpflege wird zur Kenntnis genommen. Dieser Umstand wird in die Planbe-
grindung aufgenommen.

Anreqgung der Deutschen Telekom Technik GmbH — TL NL Nordwest PTI 13
(Schreiben vom 03. August 2017, siehe Anlage 7 zur Vorlage)
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Der in dem beigefligten Lageplan dargestellte Kabelschacht sowie der Schaltschrank
befinden sich im Bereich der geplanten Zufahrt zum Plangebiet. Der Anregung einer
Verschiebung der Zufahrt mit dem Ziel, den Kabelschacht und den Schaltschrank an
der derzeitigen Position erhalten zu kdnnen, wird nicht gefolgt. Die Verortung der
Zufahrt ist das Ergebnis eines Abstimmungsprozesses mit den Belangen des StraBBen-
baulasttragers der 6stlich angrenzenden Landesstralen sowie Belangen des Denk-
malschutzes. Eine Verlegung der Anlagen der Telekom erfordert daher eine Abstim-
mung/Einigung des jeweiligen Bauherren und der Telekom.

Die festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sollen die technische ErschlieBung
gewahrleisten und somit auch die Telekommunikationsinfrastruktur umfassen. Zur
Klarstellung wird die Festsetzung in Punkt C.5 wie folgt gedndert: vorher ,6ffentliche
Ver- und Entsorgungstrager”, nachher ,Ver- und Entsorgungstrager”.

Der Hinweis zur Erforderlichkeit einer Eintragung von Grunddienstbarkeiten im
Grundbuch wird zur Kenntnis genommen, betrifft jedoch nicht das laufende Bauleit-
planverfahren. Die Eintragung der Grunddienstbarkeiten ist durch den Bauherren/
Grundstlickseigentiimer zu veranlassen.

Anregung des Kreises Warendorf
(Schreiben vom 21. August 2017, siehe Anlage 8 zur Vorlage)

Der Anregung zur Erstellung von Bogen B des Artenschutzprotokolles wird gefolgt.
Bogen B des Artenschutzprotokolles wird den Planunterlagen zum Satzungsbeschluss
beigefugt.

Der Hinweis auf die zu restriktiv formulierte Bauzeitenregelung wird zur Kenntnis ge-
nommen. Der Empfehlung, das Bauzeitenfenster nicht auf Bautatigkeiten auszudeh-
nen, wird gefolgt und der textliche Hinweis unter Punkt E des Bebauungsplanes ent-
sprechend korrigiert.

Anrequng der Westnetz GmbH, Netzdokumentation
(Schreiben vom 23. August 2017, siehe Anlage 9 zur Vorlage)

Der Hinweis auf die im Nahbereich des Plangebietes verlaufende Erdgashochdrucklei-
tung wird zur Kenntnis genommen.

Aktuell ist nicht ersichtlich, dass die vorhandene Erdgashochdruckleitung durch das
Planvorhaben beeintrachtigt werden kdnnte, da in dem betroffenen Bereich am noérd-
lichen Plangebietsrand keine MaBnahmen geplant sind.

Der Hinweis, dass keine MaBnahmen an der Erdgashochdruckleitung geplant sind,
wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis auf den insgesamt 4,0 m breiten Schutzstreifen entlang der Erdgashoch-
druckleitung und die grundbuchliche Sicherung dieses Schutzstreifens wird zur
Kenntnis genommen. In dem Bebauungsplan wird der Leitungsverlauf gekennzeich-
net. Zudem wird ein textlicher Hinweis auf den grundbuchlich gesicherten und beid-
seitig 2,0 m breiten Schutzstreifen sowie die Erforderlichkeit einer Abstimmung ge-
planter Bau- und PflanzmaBnahmen sowie bodenordnerischer MaBnahmen im Be-
reich des Schutzstreifens gegeben.

Satzungsbeschluss gemal § 10 Baugesetzbuch
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Der Bebauungsplan Nr. 71 ,An der Martinskirche” wird beschlossen. Die Begriindung
wird beschlossen.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 71 ,An der Martinskirche” werden vor-
rangig zwei Planungsziele verfolgt: Zum einen besteht die Planungsabsicht, fiir das
Kirchengebaude eine Nachnutzung als Kindertagesstatte zu ermdglichen. Zum ande-
ren soll fir den stdlich der Kirche gelegenen Bereich zwischen Mihlenweg und den
Ostlichen Kleingarten die planungsrechtliche Grundlage fir eine Wohnnutzung ge-
schaffen werden.

Das Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 71 ,An der Martinskirche” wird gemaB § 13a
Baugesetzbuch im beschleunigten Verfahren durchgefiihrt. Von einer Umweltprifung
nach § 2 Absatz 4 Baugesetzbuch, einem Umweltbericht nach § 2a Baugesetzbuch
und von Angaben nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Baugesetzbuch, welche Arten umweltbe-
zogener Informationen verfligbar sind, wird abgesehen. § 4c Baugesetzbuch, ,Uber-
wachung” der Umweltauswirkungen, wird nicht angewandt.

Kosten/Folgekosten

Es entstehen Sach- und Personalkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-
nen sind. Mit dem Antragsteller ist ein Kostenlibernahmevertrag — stadtebaulicher Ver-
trag — zur Durchfiihrung des Planverfahrens geschlossen worden.

Finanzierung

Es entstehen keine zusatzlichen Auswirkungen auf den stadtischen Haushalt.

Begriindung:
Rechtsgrundlagen

Die Aufstellung und Anderung von Bauleitplanen und Satzungen nach den 8§ 34 und 35
Baugesetzbuch erfolgt im Rahmen der gemeindlichen Planungshoheit nach den Vorschrif-
ten des Baugesetzbuch (BauGB).

Demografischer Wandel

In der Stadt Beckum waren in dem Zeitraum von 2003 (rund 38.000 Einwohnerinnen und
Einwohner) bis 2013 (Stand zum 31. Dezember 2013 laut statistischem Landesamt ,Infor-
mation und Technik Nordrhein-Westfalen” — IT.NRW; auf Basis des Zensus 2011: 35.909)
kontinuierlich Bevolkerungsriickgange zu verzeichnen.

In den Jahren 2014 und 2015 war hingegen ein Bevodlkerungszuwachs zu verzeichnen
(Stand zum 31. Dezember 2015 laut IT.NRW: 36 560). Setzt sich diese positive Entwicklung
auch im Jahre 2017 fort, kann eine Trendumkehr angenommen werden.

Vor dem Hintergrund der Bevolkerungsentwicklung ist unter anderem die Entwicklung von
Wohnbauflachen erforderlich, um die Wohnraumbedarfe abdecken zu kénnen. Hierzu kann
auch die Aufstellung von Bebauungsplanen dienen, um kiinftig Wohnbauentwicklung in
bislang unbeplanten Bereichen zu erméglichen.



Erlduterungen

Die Firma Heckmann Bauland & Wohnraum GmbH & Co.KG, Ro&merstrale 113,
59073 Hamm beabsichtigt, auf den tGberwiegend unbebauten Flachen in direkter Nachbar-
schaft zur Martinskirche und dem daran angrenzenden Grundstick Wohnbebauung zu
errichten. Gleichzeitig soll in der ehemaligen Martinskirche eine Kindertagesstatte einge-
richtet werden. Das Vorhaben wurde in der Sitzung des Ausschusses fir Stadtentwicklung
und Demografie am 22. November 2016 vom Investor vorgestellt (siehe Vorlage
2016/0266 - Vorstellung der geplanten Wohnbebauung neben der Martinskirche — und
Niederschrift Gber die Sitzung).

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 71 ,An der Martinskirche” werden somit vor-
rangig zwei Planungsziele verfolgt: Zum einen besteht die Planungsabsicht, fir das Kir-
chengebaude eine Nachnutzung als Kindertagesstatte zu ermoglichen. Zum anderen soll
fur den sidlich der Kirche gelegenen Bereich zwischen Mihlenweg und den 6Ostlichen
Kleingarten die planungsrechtliche Grundlage fiir eine Wohnnutzung geschaffen werden.

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 71 ,An der Martinskirche” befin-
det sich Ostlich der Hammer Stral3e und des Miihlenweges an der profanierten Martinskir-
che. Er umfasst in der Flur 36 in der Gemarkung Beckum das Flurstlick 278 sowie die Flur-
sticke 279, 302, 303, 789 und 1034 jeweils teilweise und besitzt eine GroBe von 1,02 Hek-
tar.

Neben der Umnutzung der ehemaligen Kirche in eine Kindertagesstatte ist fur den sudli-
chen Teilbereich des Plangebietes die Errichtung von sechs dreigeschossigen Mehrfamili-
enhausern vorgesehen, die Uber die Anlage einer zusammenhangenden Tiefgarage mit
den erforderlichen Stellplatzen versorgt werden sollen. Die Projektplanung sieht entlang
des Muhlenweges zwei straBenbegleitend ausgerichtete Wohngebaude mit je zwolf Woh-
nungen und im rickwartigen Grundstiicksbereich vier Ost-West-ausgerichtete Wohnge-
baude mit je 8 Wohnungen vor.

Das stadtebauliche Konzept sieht sowohl fiir die geplanten Wohngebaude als auch fir die
kiinftige Kindertagesstatte eine gemeinsame ErschlieBung tber den Muhlenweg vor. Im
Rahmen der stadtebaulichen Entwurfsplanung wurden verschiedene ErschlieBungsvarian-
ten entwickelt und mit dem StraBenbaulasttrager und der unteren Denkmalbehdérde abge-
stimmt. Die nunmehr gewahlte Variante bietet zwischen den verkehrlichen und denkmal-
schutzrechtlichen Belangen eine geeignete Losung, um einerseits den Verkehrsfluss auf
den angrenzenden LandesstraBen nicht zu beeintrachtigen und andererseits erhebliche
Eingriffe/Umstrukturierungen des Kirchenvorplatzes zu vermeiden.

Fur beide Teilbereiche des Plangebietes ist die Festsetzung allgemeiner Wohngebiete (WA)
gemaB § 4 Baunutzungsverordnung geplant. Auf dieser Grundlage kann sowohl die ge-
plante Wohnnutzung als auch die Kindertagesstatte entstehen, da diese als Anlage fir so-
ziale Einrichtungen in allgemeinen Wohngebieten allgemein zulassig ist.

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 71 ,An der Martinskirche” erfillt alle Anforderun-
gen eines beschleunigten Verfahrens gemaB § 13a BauGB. Im beschleunigten Verfahren
kann auf eine friihzeitige Unterrichtung und Erdrterung nach den 8§ 3 Absatz 1 und 4 Ab-
satz 1 BauGB verzichtet werden. Von der Umweltprifung nach § 2 Absatz 4 BauGB, von
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB,
welche Arten umweltbezogener Informationen verfligbar sind, wird abgesehen. § 4c BauGB
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,Uberwachung” der Umweltauswirkungen ist nicht anzuwenden. Der Flachennutzungsplan
wird im Zuge der Berichtigung angepasst.

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde in der Sitzung des Ausschusses fiir Stadtentwick-
lung und Demografie am 5. Juli 2017 ausfiihrlich vorgestellt und die 6ffentliche Auslegung
des Bebauungsplans beschlossen (siehe Vorlage 2016/0266 - Vorstellung der geplanten
Wohnbebauung neben der Martinskirche — und Niederschrift Gber die Sitzung).

Die offentliche Auslegung und die Beteiligung der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
wurde in der Zeit vom 20. Juli 2017 bis 21. August 2017 im Fachdienst Stadtplanung und
Wirtschaftsforderung durchgefiihrt und die Beteiligung der sonstigen Trager o6ffentlicher
Belange ist im gleichen Zeitraum erfolgt.

Von Seiten der Offentlichkeit wurden im Auslegungszeitraum keine Anregungen zur Pla-
nung vorgebracht.

Im Rahmen der formlichen Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher
Belange sind 9 abwagungsrelevante Anregungen und Hinweise eingegangen, die als Anla-
ge 1 bis 9 der Vorlage beigefiigt sind. Eine wesentliche Anderung der Planunterlagen, wel-
che eine erneute 6ffentliche Auslegung erfordern wiirde, wird dadurch nicht begriindet.

Die Verwaltung empfiehlt daher nunmehr, den Bebauungsplan Nr. 71 ,An der Martinskir-
che” mit den vorgeschlagenen Erganzungen als Satzung zu beschlieen.

In der Sitzung werden Vertreter der Antragstellerin den vorliegenden Bebauungsplanent-
wurf vorstellen. Uber die Beschlussvorschlage ist aufgrund der verfahrensrechtlichen Rele-
vanz einzeln abzustimmen.

Anlage(n):

1.  Schreiben der Wasserversorgung Beckum GmbH vom 24. Juli 2017

2. Schreiben des Bundesamtes fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der

Bundeswehr, Referat Infra I 3 vom 25. Juli 2017

Schreiben des LWL-Archaologie fur Westfalen vom 26. Juli 2017

4.  Schreiben der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 — Bergbau und Energie —
vom 27. Juli 2017

5. Schreiben des Geologischen Dienstes NRW vom 27. Juli 2017

6.  Schreiben des LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen vom
3. August 2017

7. Schreiben der Deutschen Telekom Technik GmbH — TL NL Nordwest PTI 13 vom
3. August 2017

8.  Schreiben des Kreises Warendorf vom 21. August 2017

9.  Schreiben der Westnetz GmbH, Netzdokumentation vom 23. August 2017

w



	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage

